
„Wichtig ist, Energie zu
sparen und sich vom
Öl zu verabschieden“
Interview. Die Zukunft der Energie seien synthetische Kraftstoffe
aus Ökostrom, so die Energie-Expertin Claudia Kemfert.
VON JAKOB ZIRM

Die Presse: Sie haben 2008 gesagt, der Ölpreis
werde binnen zwei Jahren auf 200 Dollar je Fass
steigen. Deutsche Medien nannten Sie daraufhin
die „200-Dollar-Kassandra“ und kritisierten, dass
Sie zur allgemeinen Verunsicherung beigetragen
hätten. Kurz danach lag der Ölpreis auf 40 Dollar.
War es richtig, diese Zahl zu nennen?
Claudia Kemfert: Diese Zahl habe ich nie ex-
plizit genannt. Ein Journalist hat mich ge-
fragt, ob ich ausschließen könne, dass der
Preis jemals auf 200 Dollar steigt. Und ich
habe die Antwort gegeben, dass man nichts
ausschließen könne. Man kann den Ölpreis
nicht prognostizieren, da die Einflussfakto-
ren zu zahlreich sind. Die ausschlaggebende
Größe ist derzeit die Nachfrage aus Ländern
wie China und Indien.

Wie entscheidend ist der Ölpreis überhaupt
noch? 2008 gab es bei dem Wert von 100 Dollar
einen großen Aufschrei. Inzwischen leben wir
ganz gut mit einem Preis auf diesem Niveau.

Wissenschaftlich kann man nicht nachwei-
sen, dass es einen bestimmten „Kipppunkt“
gibt, bei dessen Überschreiten die Weltwirt-
schaft in eine Rezession abgleitet. Die west-
lichen Industriestaaten werden ständig effi-
zienter im Umgang mit Energie, weshalb sie
einen höheren Ölpreis wirtschaftlich nicht
mehr so stark spüren. Grundsätzlich ist ein
steigender Ölpreis jedoch Gift für die Volks-
wirtschaft.

Angesichts steigender Nachfrage ist Peak Oil,
also der Höchststand der Ölproduktion, ein um-
strittenes Thema. Laut Club of Rome hätte dieser
spätestens Mitte der 1990er sein sollen. In-
zwischen nennen sie kein konkretes Datum mehr.
Wird es überhaupt einen Peak Oil geben?
Es wird ihn geben, denn auf regionaler Ebe-
ne gibt es ihn schon heute. Doch auch wenn
er erreicht ist, haben wir noch für Jahrzehnte
Öl zur Verfügung. Derzeit steigt die Förde-
rung sogar noch, dank des sogenannten un-
konventionellen Öls, etwa aus Ölsanden
oder der Tiefsee. Der Preis dafür ist jedoch
auch eine höhere Umweltverschmutzung,
da diese unkonventionellen Lagerstätten
schwieriger auszubeuten sind. Die Frage ist,
ob die Gesellschaft das wirklich will. Es ist
daher irrelevant, wann der Peak Oil sein
wird. Und es ist auch irrelevant, wie hoch
der Ölpreis dann sein wird. Wichtig ist, spar-
sam mit Energie umzugehen und sich vom
Öl zu verabschieden.

Öl wird vor allem für Treibstoff gebraucht. Die
Hoffnung im Verkehr liegt auf der Elektromobili-
tät. Für diese braucht man jedoch Strom. Und bei
der Stromproduktion will etwa Deutschland jetzt

aus der Atomkraft aussteigen. Dies schürt nun
Ängste vor Blackouts. Wie hoch schätzen Sie
diese Gefahr ein?
Diese Gefahr ist sehr gering. Denn die E-
Mobilität wird nur einen sehr kleinen Bei-
trag liefern, der sich vor allem auf die Städte
konzentriert. Daher wird auch die Strom-
nachfrage nur sehr gering zunehmen. Für
Transporte über längere Distanzen oder den
Schwer- und Flugverkehr brauchen wir an-
dere Alternativen. Neue Kraftstoffe, die mit
den bestehenden Motoren genutzt werden
können. Das könnten Biokraftstoffe sein.
Diese werden aber einen ähnlich kleinen
Beitrag wie die E-Mobilität liefern. Interes-
santer ist da „Power to Gas“, was in
Deutschland derzeit sehr stark erforscht
wird. Mittels überschüssigen Stroms aus So-
lar- oder Windkraftwerken wird dabei aus
CO2 und Wasser künstliches Erdgas erzeugt.

Ist das auch die Lösung für den volatil anfallen-
den Strom aus Solar- und Windkraftwerken? Zu
Pfingsten produzierten die deutschen Solarkraft-
werke ja so viel Strom wie 22 AKW. Kurz darauf
war es wieder deutlich weniger.
Ich halte von dieser Technologie sehr viel.
So ist es in Zeiten großer Stromüberschüsse
ja auch preiswert, aus Strom Gas zu machen,
weil es an den Strombörsen dann oft nega-
tive Strompreise gibt.

Preiswert ist so eine Sache. Weil ja etwa der
Solarstrom zuvor hoch subventioniert wurde.
Heute ist es noch nicht wirtschaftlich. Aber
die Fotovoltaik sinkt in ihren Kosten massiv
und wird zwischen 2020 und 2030 wettbe-
werbsfähig werden – dann ist Solarstrom bil-
liger als heutiger Strom aus Kohlekraftwer-
ken. Und dann hat es auch ökonomisch
Sinn, aus der Überschussproduktion synthe-
tische Kraftstoffe herzustellen.

Die Erneuerbaren werden stark gefördert – auf
nationaler Ebene. Daher stehen etwa in Bayern
riesige Fotovoltaikkraftwerke, obwohl es in Süd-
italien viel mehr Sonne gibt. Hat das Sinn?
Ja es hat auch ökonomisch Sinn, weil da-
durch eine große Solarindustrie in Deutsch-
land aufgebaut wurde. Allein 2010 wurden
dort 40.000 neue Jobs geschaffen. Gleichzei-
tig haben sich die Kosten in der Fotovoltaik
in den vergangenen zwei Jahren halbiert.

Ist das Konzept, mittels Subventionen eine Indus-
trie aufzubauen, nicht gescheitert? Die deutschen
Solarfirmen haben heute große Probleme.
Das Wachstum war so groß, dass es zu einer
Marktbereinigung kommen musste. In Chi-
na gibt es natürlich Kostenvorteile. Wenn wir
in Deutschland jedoch innovative Technolo-
gien anbieten, dann werden wir einen Groß-
teil der geschaffenen Jobs auch erhalten.

„Öl gibt es noch für Jahrzehnte, zum Preis von mehr Umweltverschmutzung“, sagt Kemfert. [ Stanislav Jenis ]

Auf einen Blick
Claudia Kemfert leitet seit 2004 die Abteilung
Energie, Verkehr und Umwelt am Deutschen
Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) in
Berlin. Zusätzlich hat sie eine Professur für
Energieökonomie und Nachhaltigkeit an der
Hertie School of Governance. Norbert Röttgen,
der CDU-Spitzenkandidat von Nordrhein-
Westfalen, wollte sie nach einem Wahlsieg zur
Energieministerin des Landes machen. Die
CDU verlor jedoch die Wahl.

Kapitalflucht erreicht Spanien
Milliardenabflüsse. Im ersten Quartal haben verunsicherte Anleger und
Investoren aus Spanien netto fast 100 Mrd. Euro abgezogen.
[MADRID/WIEN/JU/AG.] Beunruhigende Daten
hat die spanische Nationalbank am Don-
nerstag veröffentlicht: Offenkundig haben
Anleger und Investoren in großem Stil be-
gonnen, Geld aus dem mit ernsthaften wirt-
schaftlichen Problemen kämpfenden Land
abzuziehen. In den ersten drei Monaten die-
ses Jahres weist die Bilanz jedenfalls einen
Nettokapitalabfluss von sagenhaften 97,09
Mrd. Euro aus. Ein in der Geschichte des
Landes noch nie da gewesener Rekordab-
fluss. Zum Vergleich: In den ersten drei Mo-
naten des Vorjahres ist noch ein Nettozu-
fluss von 20,89 Mrd. Euro registriert worden.

Besonders beunruhigt sind die Experten
über die Beschleunigung der Entwicklung:
Im Jänner sind netto 5,34 Mrd. Euro aus
Spanien abgeflossen, im Februar schon 25,5
Mrd. und im März die Monatsrekordsumme
von 66,2 Mrd. Euro. Neuere Daten liegen
noch nicht vor. Nachdem die Krise aber in
den vergangenen Monaten weiter eskaliert
ist, dürften diese Werte im Mai und Juni
noch deutlich übertroffen worden sein.

Eine der Hauptursachen der Abflüsse ist
der Rückzug ausländischer Investoren aus
spanischen Aktien, Anleihen und Immobi-
lien. Offenbar beginnen aber auch spani-
sche Anleger – wie in Griechenland – Teile
ihres Vermögens im Ausland in Sicherheit
zu bringen. Nach den jüngsten Globaldaten
der EZB sind die Einlagen bei Banken der
Krisenländer (Spanien, Portugal, Griechen-
land, Italien, Irland) zuletzt um 3,2 Prozent

geschrumpft, im „sicheren“ Deutschland
und in Frankreich dagegen um 6,3 Prozent
gestiegen.

Experten fürchten nun, dass der Abzug
von Guthaben „Bank Run“-ähnliche Dimen-
sionen annimmt. Das würde keines der Län-
der verkraften – und eine „wirklich große
Maßnahme“ der EZB nötig machen, hieß es
gestern.

Die meisten Südländer haben ihre
ohnehin viel zu kleinen nationalen Garan-
tiefonds bereits für andere Zwecke ange-
zapft. Der spanische Fonds etwa hat gerade
noch 6,6 Mrd. Euro – bei Bankeinlagen von
931 Mrd. Euro. In einigen Ländern seien die
Einlagensicherungsfonds bereits zur Gänze
abgeschmolzen, weil das Geld für Banken-
rettungen verwendet wurde, zitiert die
Nachrichtenagentur Bloomberg einen briti-
schen Bankwesenspezialisten.

Scharfe EZB-Kritik an Regierung
Scharfe Kritik am Umgang der spanischen
Regierung mit der Rettung der Großbank
Bankia übt unterdessen die EZB: Spanische
Zeitungen zitieren EZB-Chef Mario Draghi
mit den Worten, die Regierung habe „auf
schlechtestmögliche und teuerste Art“ auf
die Probleme der Großbank reagiert. Die
EZB werde hier jedenfalls nicht als Retter
einspringen. Draghi: „Kann die EZB das Va-
kuum füllen, das durch das Versagen natio-
naler Regierungen entsteht? Die Antwort ist:
Nein!“
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